
90 RM im Monat - also niedriger als in den Westzonen der Mindestbetrag bei
50 RM; Witwen und Vollwaisen erhielten einen Festbetrag von 40 RM, Waisen von
20 RM monatlich. Eigene Einkommen wurden teilweise angerechnet. Dazu kamen
die Kranken- und Heilbehandlungsleistungen der Sozialversicherung. Die gesamte
Versorgungsverwaltung wurde als eigene Abteilung in die Sozialversicherung einge¬
gliedert.
Die Kriegsopferversorgung der sowjetischen Zone bzw. der DDR umfaßte damit nur
Beschädigte, die nach westlichen Kriterien unter die Schwerbeschädigten zu rechnen
waren, und sie wurde unter politischen Bedingungen gewährt, die u. a. auch in der
Bestimmung zum Ausdruck kamen, daß die Zahlung während der Verbüßung einer
Freiheitsstrafe ruhe. Zivile Kriegsopfer waren in die Regelung nicht einbezogen.
Soweit die Betroffenen nicht selbst sozialversichert waren oder aber als Opfer des
Faschismus Anspruch auf wesentlich höhere Leistungen hatten, erhielten sie damit
nur Unterstützung, wenn sie arbeitsunfähig waren.

ln britischer und amerikanischer Zone war die Kriegsopferpolitik 1945/46 zunächst
durch eine gewisse Unsicherheit seitens der Besatzungsmächte gekennzeichnet. Ne¬
ben scharfen Restriktionen als ersten Maßnahmen stand eine gewisse Karenz gegen¬
über dem ganzen Komplex, die im Winter 1945/46 gute Chancen für eigenständige
deutsche Planungen zu eröffnen schien, bis seit Frühjahr 1946 wieder, und jetzt auf
Dauer, eine restriktive Politik einsetzte.
Am deutlichsten war dies in der amerikanischen Zone. Einzelheiten der Ent¬
wicklung in den ersten Besatzungsmonaten müßten in einer eigenen Arbeit aufgrund
des dortigen Aktenmaterials überprüft werden; vermutlich sind in den verschiede¬
nen Teilen der Zone zunächst voneinander abweichende Regelungen erfolgt. Grund¬
prinzip war die Einstellung aller Zahlungen für Körperbeschädigte, die damit an die
öffentliche Fürsorge verwiesen waren. Für die Betroffenen war dies nicht nur mate¬
riell, sondern auch psychologisch besonders hart, denn zu dem Schaden an Gesund¬
heit oder dem Verlust des Ernährers kam nun die soziale Not in einer Form, welcher
in ihren Augen der Makel sozialer Ächtung anhing. Immerhin gab es schon 1945
Ansätze, dem gegenzusteuem. Bereits im August erließ der Stuttgarter Landesdirek¬
tor für Arbeit Richtlinien, denen zufolge ein Rechtsanspruch auf Kriegsopferleistun¬
gen bestehen blieb.4 Die Leistungen wurden allerdings begrenzt, und entsprechend
den noch von SHAEF erlassenen ersten Anweisungen entfiel die Zahlung sämtlicher
Zulagen; eigenes Einkommen wurde, von geringen Freibeträgen abgesehen, in je
nach Beschädigungsgrad und Familienstand abgestuften Beträgen angerechnet. De
facto war damit auch eine weitgehende Finanzielle Angleichung an die Fürsorge
erreicht, doch traten immerhin die weitergeltenden Ansprüche auf die Sachleistun¬
gen in der Heil- und orthopädischen Fürsorge dazu. Auf diese Richtlinien, die auch
im französisch besetzten Südwürttemberg zunächst Gültigkeit erhielten, wird zu¬

4 Landesdirektor für Arbeit und Sozialversicherung, Richtlinien für die Gewährung von Versor¬
gungsgebührnissen durch die Versorgungsämter in Württemberg, 6.8. 1945, StA SIG
Wü 180/690; vgl. auch Staib, S. 63 f., dem für seine bereits 1951 abgeschlossene Arbeit
offenbar Akten der württemberg-badischen Versorgungsverwaltung zur Verfügung standen.
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